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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 9194.) Geſetz, betreffend Abänderungen der kirchenpolitiſchen Geſetze. Vom 29. April 1887. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


4a mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Artikel 1. 


Artikel 2 des Geſetzes vom 21. Mai 1886 (Geſetz-Samml. S. 147) wird, 
wie folgt, abgeändert und ergänzt: ML; 
** 


Die Biſchöfe von Osnabrück und Limburg ſind befugt, in ihren 
Diözeſen Seminare zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der Geiſtlichen zu 
errichten und zu unterhalten. 

Auf dieſe Seminare finden die Beſtimmungen des Artikels 2 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1886 Anwendung. 


5. 2. 
Die beſchränkende Beſtimmung im Abſatz 4 des Artikels 2 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1886 wegen des Beſuchs der kirchlichen Semi⸗ 
nare wird aufgehoben. 


Artikel 2. 


Die Geſetze vom 11. Mai 1873 (Geſetz⸗Samml. S. 191) und vom 
11. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 109) werden, wie folgt, abgeändert: 


. 1. 


Die Verpflichtung der geiſtlichen Oberen zur Benennung der 


Kandidaten für ein geiſtliches Amt, ſowie das Einſpruchsrecht des 
Gef. Samml. 1887. (Nr. 9194) 23 


Ausgegeben zu Berlin den 30. April 1887. 


— eze 
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Staates werden für die Beſtellung des Verweſers eines Pfarramts 
(Adminiſtrators, Proviſors x.) aufgehoben. 

Das Einſpruchsrecht gilt fortan nur für die dauernde Ueber- 
tragung eines Pfarramts. 


$. 2. 
An Stelle des $. 16 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 von Nr. 2 
ab tritt folgende Beſtimmung: 


2) wenn der Anzuſtellende aus einem auf Thatſachen beruhenden 
Grunde, welcher dem bürgerlichen oder ſtaatsbürgerlichen Gebiete 
angehört, für die Stelle nicht geeignet iſt. 

Die Thatſachen, welche den Einſpruch begründen, ſind anzugeben. 


$. 3. 
Ein ſtaatlicher Zwang zur dauernden Beſetzung der Pfarrämter 
findet fortan nicht ftatt. Der $. 18 und der zweite Abſatz des §. 19 
des Geſetzes vom 11. Mai 1873 werden aufgehoben. f 


$. 4. ! 
Gerichtliche Entſcheidungen gegen Geiftliche in den Fällen des 
F. 21 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 haben nicht von Rechtswegen 
die Erledigung der Stelle zur Folge. Die entgegenſtehende Beſtim— 
mung a. a. O. wird aufgehoben. 


§. 5. 

Die Abhaltung von Meſſen und die Spendung der Sakramente 
fallen nicht unter die Strafbeſtimmungen der Geſetze vom 11. Mai 1873 
und vom 21. Mai 1874. 

Vorſtehende Beſtimmung findet auch auf Mitglieder von Orden 
und ordensähnlichen Kongregationen Anwendung, ſofern dieſelben für 
das Gebiet der Preußiſchen Monarchie zugelaſſen ſind. 

Die Vorſchrift des Artikels 15 des Geſetzes vom 21. Mai 1886 
wird hierdurch nicht berührt. 


Artikel 3. 


Die im Abſatz 2 des Artikels 8 des Geſetzes vom 21. Mai 1886 vor⸗ 
geſchriebene Verpflichtung der geiſtlichen Oberen zur Mittheilung kirchlicher Dis⸗ 
ziplinarentfcheidungen an die Oberpräſidenten wird aufgehoben. 
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Artikel 4. 


Die $$. 2 bis 6 des Geſetzes über die Grenzen des Rechtes zum Gebrauch 
kirchlicher Straf- und Zuchtmittel vom 13. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 205) 
werden aufgehoben. 


Artikel 5. 


Das Geſetz vom 31. Mai 1875, betreffend die geiſtlichen Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen der katholiſchen Kirche (Geſetz-Samml. S. 217), 


wird, wie 


(Nr. 9194.) 


folgt, abgeändert: 


K. 

Im Gebiete der Preußiſchen Monarchie werden wieder zugelaſſen 
diejenigen Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholiſchen 
Kirche, welche ſich 

a) der Aushülfe in der Seelſorge, 
b) der Uebung der chriſtlichen Nächſtenliebe, 
e) dem Unterrichte und der Erziehung der weiblichen Jugend in 
höheren Mädchenſchulen und gleichartigen Erziehungsanſtalten 
widmen; 
d) deren Mitglieder ein beſchauliches Leben führen. 


F. 2. 

Auf die wieder zuzulaſſenden Orden und Kongregationen finden in 
Beziehung auf die Errichtung der einzelnen Niederlaſſungen ſowie auf 
die ſonſtigen Verhältniſſe dieſelben geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung, 
welche für die beſtehenden Orden und Kongregationen gelten. 


§. 3. 

Die Miniſter des Innern und der geiſtlichen Angelegenheiten ſind 
ermächtigt, den beſtehenden, ſowie den wieder zuzulaſſenden Orden 
und Kongregationen die Ausbildung von Miſſionaren für den Dienſt 
im Auslande, ſowie zu dieſem Behufe die Errichtung von Nieder⸗ 
laſſungen zu geſtatten. 

§. 4. 


Das vom Staate in Verwahrung und Verwaltung genommene 
Vermögen der aufgelöſten Niederlaſſungen wird den betreffenden wieder⸗ 
errichteten Niederlaſſungen zurückgegeben, ſobald dieſelben Korporations⸗ 
rechte beſitzen und in rechtsverbindlicher Weiſe die Verpflichtung zur 
Unterhaltung der Mitglieder der aufgelöſten Niederlaſſungen übernommen 
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haben. Schon vor der Erfüllung dieſer Vorausſetzungen kann den⸗ 
ſelben die Nutznießung dieſes Vermögens geſtattet werden. 


Artikel 6. 


Die $$. 4 bis 19 des Geſetzes über die Verwaltung erledigter katholiſcher 
Bisthümer vom 20. Mai 1874 (Geſetz-Samml. S. 135) werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 29. April 1887. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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